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 Vorhabenbezogener Bebauungsplan und Satzung über örtliche Bauvorschriften 

"Steingrube", Stadt Oberriexingen 

HIER: Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

Ihr E-Mail-Schreiben vom 20.01.2025

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungsbehörde sowie 

aus Sicht der Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege – zu der oben genannten 

Planung folgendermaßen Stellung: 

 

Raumordnung 

Die Stadt Oberriexingen plant die Errichtung von zwei Gebäuden auf Flurstück 5430 

östlich des Gewerbegebiets Sersheimer Straße/ K 1683. Zur Sicherung der örtlichen 

Nahversorgung soll in einem Gebäude ein Lebensmittelmarkt mit einer Verkaufsflä-

che von 790 m² sowie Praxen im Obergeschoss entstehen. Im anderen Gebäude soll 

ein Bäckereibetrieb mit Backstube, Café-Bereich und kleiner Verkaufsfläche von 10 

m² inklusive Betriebsleiterwohnung angesiedelt werden. Die geplante Verkaufsfläche 

soll insgesamt auf maximal 800 m² begrenzt sein. Zudem sollen im Plangebiet not-
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wendige Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrräder inklusive Nebenanlagen entste-

hen. Das Plangebiet umfasst insgesamt ca. 0,9 ha und soll durch einen vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplan realisiert werden.  

 

Gegen die vorgelegte Planung bestehen aus raumordnerischer Sicht keine grund-

sätzlichen Bedenken. 

 

Neben § 1 Abs. 3, Abs. 5 und § 1 a Abs. 2 BauGB ist aus raumordnerischer Sicht ins-

besondere auf § 1 Abs. 4 BauGB bzw. § 4 Abs. 1 ROG hinzuweisen. Danach sind bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die Ziele der Raumordnung als ver-

bindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung unterliegen, zu beachten und die 

Grundsätze der Raumordnung im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen, §§ 3 

Abs. 1 Nr. 3 und 4, 4 Abs. 1 S. 1 ROG. Alle Bauleitpläne sind den Zielen der Raum-

ordnung gem. § 1 Abs. 4 BauGB anzupassen. Ein Verstoß gegen die Anpassungs-

pflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB führt zur Unwirksamkeit von Bauleitplänen (vgl. VGH 

München, Urt. v. 14.12.2016, Az. 15 N 15.1201). 

 

Das Plangebiet liegt innerhalb des Regionalen Grünzugs G 11 gemäß Plansatz 3.1.1 

(Z) Regionalplan Stuttgart (RegP). Plansatz 3.1.1 (Z) RegP stellt ein Ziel der Raum-

ordnung dar und legt Folgendes fest: 

 

„Die in der Raumnutzungskarte festgelegten Regionalen Grünzüge sind Vorrangge-

biete für den Freiraumschutz mit dem Ziel der Erhaltung und Verbesserung des Frei-

raumes und der Sicherung des großräumigen Freiraumzusammenhangs. Die Regio-

nalen Grünzüge dienen der Sicherung der Freiraumfunktionen Boden, Wasser, Klima, 

Arten- und Biotopschutz, der naturbezogenen Erholung sowie insbesondere der land- 

und forstwirtschaftlichen Bodennutzung und Produktion. Regionale Grünzüge dürfen 

keiner weiteren Belastung, insbesondere durch Bebauung ausgesetzt werden. Funkti-

onswidrige Nutzungen sind ausgeschlossen. Die Erweiterung bestehender standort-

gebundener technischer Infrastruktur ist ausnahmsweise zulässig.“ 

 

Auf Grund der randlichen Lage ist vorliegend eine abschließende Ausformung mög-

lich. Ein Zielverstoß kann vor diesem Hintergrund daher verneint werden. 

 

Wegen der geplanten Begrenzung der Verkaufsfläche des Lebensmittelmarktes so-

wie der Bäckerei auf maximal 800 m² kann die Planung auch insoweit raumordnerisch 
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mitgetragen werden. Wir weisen aber darauf hin, dass eine nachträgliche Erweiterung 

des Einzelhandelsstandortes insbesondere wegen der nicht integrierten Lage am 

nördlichen Stadtrand nicht mit den dann anwendbaren Einzelhandelsgrundsätzen 

(vgl. PS 3.3.7 ff. (Z) Landesentwicklungsplan (LEP), insbes. PS 3.3.7.2 (Z) LEP) ver-

einbar wäre. Zur Rechtsklarheit und zur Sicherstellung, dass kein Zielverstoß im 

Raum steht, empfehlen wir daher, einen Passus zur Verkaufsflächenbegrenzung auf 

maximal 800 m² noch in den Vorhaben- und Erschließungsplan aufzunehmen. 

 

Zudem ist Augenmerk auf den seit Ende 2021 gültigen Bundesraumordnungsplan 

Hochwasser zu legen. Im Hinblick auf die Betroffenheit der Planung bei außerge-

wöhnlichen Starkregenereignissen mit Überflutungstiefen bis zu 0,5 m und vereinzelt 

bis zu 1 m weisen wir auf die erheblichen Prüfpflichten (Ziel der Raumordnung) – 

Starkregenereignisse betreffend – und die dort genannten Grundsätze, die bei der 

Abwägung zu berücksichtigen sind, hin. Wir empfehlen, bezüglich der geplanten Aus-

arbeitung eines Konzepts zum Niederschlagsmanagement mit der zuständigen unte-

ren Wasserbehörde (Landratsamt Ludwigsburg) Kontakt aufzunehmen. 

 

Abschließend weisen wir noch auf § 8 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) hin. Da der 

Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt ist, ist der Flächennut-

zungsplan im Parallelverfahren zu ändern. Die frühzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 

BauGB zur Änderung des Flächennutzungsplans der Verwaltungsgemeinschaft Vai-

hingen, wonach die maßgebliche Fläche als gewerbliche Baufläche (Bestand) ausge-

wiesen werden soll, ist bereits abgeschlossen. Wir weisen darauf hin, dass der Be-

bauungsplan genehmigungspflichtig ist, wenn der Flächennutzungsplan nach Sat-

zungsbeschluss des Bebauungsplans noch nicht rechtskräftig ist.  

 

Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege   

Bau- und Kunstdenkmalpflege 

 

Seitens der Bau- und Kunstdenkmalpflege sowie Städtebaulichen Denkmalpflege be-

stehen nach aktuellem Sachstand keine Anregungen oder Bedenken. 

 

Archäologische Denkmalpflege 
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Aus Sicht der Archäologischen Denkmalpflege bestehen zu der Planung in ihrer vor-

liegenden Form ebenfalls keine Bedenken. Archäologische Kulturdenkmale sind in-

nerhalb des Geltungsraums bislang nicht bekannt geworden. Da denkmalrelevante 

Aufschlüsse im Rahmen von Erdeingriffen aber nicht grundsätzlich ausgeschlossen 

werden können, wird um Berücksichtigung der Regelungen gem. §§ 20 und 27 

DSchG gebeten: 

 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder 

Befunde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmal-

schutzbehörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerk-

zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, 

Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten 

Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die 

Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwider-

handlungen werden gem. § 27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der 

Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristi-

gen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen 

 

Wir bitten diesen Hinweis in die Planunterlagen, sofern nicht bereits enthalten, zu 

übernehmen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt 

werden. 

 

Mit Rückfragen wenden Sie sich bitte an: ToeB-BeteiligungLAD@rps.bwl.de 

 

Hinweis 

Wir bitten künftig – soweit nicht bereits geschehen – um Beachtung des Erlasses zur 

Koordination in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Form-

blatt (abrufbar unter https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitpla-

nung/). 

 

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verfahren.  

 

Mit freundlichen Grüßen  
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